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Einleitung

Wir sind gegen hohe Preise die aus einem fehlenden Wettbewerb entstehen oder auf Grund absurder Normen. Die Preise der schweizerischen Lebensmittel sind oft die höchsten Europas. Das darf aber nur das Resultat höherer Ansprüche sein, z.B. im Bereich der Sozialleistungen, des Schutzes der Umwelt oder des Tierschutzes. Die ProduzentInnen, seien sie unabhängige Landwirte, Teilnehmer an Gemeinschaften oder Angestellte, müssen in der Lage sein, ein annehmbares Einkommen aus der Frucht ihrer Arbeit zu erhalten um gleichzeitig den Konsumenten Qualitätsprodukte anbieten zu können.

Was die Bäuerinnen und Bauern selbst betrifft, müssen wir feststellen, dass mit der neuen Agrarpolitik 2011 die Rahmenbedingungen ihrer Tätigkeit bedeutend verschlimmert werden, mit dem offensichtlichen Ziel die Strukturreform zu beschleunigen und damit die Abwanderung der bäuerlichen Bevölkerung zu forcieren. Die AP 2011 bringt keine Vorschläge im Sinne einer Verbesserung des Einkommens und einer Verringerung einer Arbeitsbelastung die enorm viel höher ist, als in allen anderen Berufskategorien. Sie bringt auch keinen Antrag für die Verbesserung des Gleichgewichts der Kräfte und auch keine Verfügung für eine gerechtere Verteilung der Wertschöpfung zwischen den verschiedenen Partnern der Lebensmittelkette.   

AP 2011 sieht ganz einfach das Verschwinden eines Grossteils der aktuellen 64’000 Landwirtschaftsbetriebe vor. Der Druck der auf die Bauern ausgeübt wird, wird sie zum Aufgeben bewegen oder in den Konkurs führen und somit die gesamte Agrarproduktion schwächen. Dieser Druck wird die LandarbeiterInnen verstärkt treffen, denn sie werden immer mehr für Niedrigstlöhne arbeiten müssen. Das Projekt AP 2011 weicht einer voraussehenden Analyse aus. Einerseits sieht es das Verschwinden vieler Landwirtschaftsbetrieben vor, ohne jedoch die Frage, in welchem Masse der öffentliche Auftrag (Verfassungsartikel 104), die sozialen Dienste, der kulturelle und ökonomische Beitrag dieser Bauernfamilien gefährdet wird. 

Es ist vorauszusehen, dass durch die Verminderung der Bauernbetriebe um die Hälfte, ein steigender Anteil der Arbeit auf die LandarbeiterInnen verteilt wird. Beim Lesen  der  Vernehmlassung stellt man fest, dass diese wichtigen landwirtschaftliche Partner quasi abwesend sind. Tatsächlich sind die bäuerlichen Angestellten, d.h. ungefähr 35'000 Personen in der Schweiz, vergessen worden! Obwohl sie wesentlich zur Erhaltung der Landwirtschaft und deren Produktion beitragen, gehören sie scheinbar nicht zur offiziellen Landwirtschaftspolitik. Handelt es sich um ein Vergessen, oder ganz einfach um die Fortdauer eines offensichtlichen Willens ihnen keinen Platz einzuräumen und somit ihnen die zustehenden Rechte zu verweigern? Wir fürchten, dass die Ausbeutung von unterbezahlten ImmigrantInnen, wie es zum Beispiel bereits in El Ejido im Süden Andalusiens geschieht (ein trauriges Beispiel landwirtschaftlicher Produktion ohne ökologische und soziale Leitlinien), zum Leitbild der neuen schweizerischen Landwirtschaftspolitik wird.
Während die AP 2011 das Abbild der künftigen schweizerischen Landwirtschaft umreisst, werden ihre Angestellten nicht als Sozialpartner betrachtet, obwohl sie nicht unwesentlich zum Erfolg der landwirtschaftlichen Unternehmen beitragen. Verlassen wir somit nicht die immer noch so hochgelobte Politik der Sozialpartnerschaft ?  Als “Plattform für eine sozial nachhaltige Landwirtschaft” lehnen wir AP 2011 ab und beantragen, dass ein neues Projekt ausgearbeitet wird, welches eine nachhaltige Entwicklung (ökonomisch, sozial und ökologisch) zugunsten der Bauern und der LandarbeiterInnen vorsieht.
Spezifische Anträge

1.  Normalarbeitsvertrag (NAV) auf nationaler Ebene

AP 2011 sieht keine Harmonisierung der Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft im Rahmen eines allgemeinverbindlichen nationalen Normalarbeitsvertrages vor. Dies muss verbunden mit einer Abänderung des Artikels 359, Abs. 2 (wenn notwenig anderer) des Obligationenrechtes OR geschehen. Der Bundesrat sollte somit die Kompetenz erhalten, allgemeinverbindliche Arbeitsbedingungen in der ganzen Schweiz in Kraft zu setzen, so wie es die gewerkschaftlichen Organisationen schon seit Jahren verlangen. 

AP 2011 muss einen allgemeinverbindlichen Normalarbeitsvertrag in der Landwirtschaft einführen, der den schweizerischen Arbeitsbedingungen angepasst ist und eine Minimalentlöhnung, so wie es bereits in gewissen Kantonen (GE, VD, NE, TI) der Fall ist, vorsieht.  Eine Anpassung der Gesetzgebung in der Landwirtschaft im Sinn einer nachhaltigen Entwicklung (ökonomisch, sozial und ökologisch) ist nicht nur notwendig, sondern auch unumgänglich. Eine solche Anpassung würde somit der heute in der Branche spürbaren Wettbewerbsverzerrung entgegenwirken. In gewissen Kantonen kann diese Verzerrung bis 30 % der Arbeitskosten ausmachen.

2.  Unterordnung ans Arbeitsgesetz (AG) 

Wir vermissen im Projekt AP 2011 ein weiteres gesetzgebendes Element das die bäuerlichen Arbeitsnehmer betrifft: das Arbeitsgesetz. Bis heute ist die Landwirtschaft diesem Gesetz
 nicht unterstellt, so dass die in dieser Branche tätigen Arbeitenden wichtigen Schutzbedingungen entgehen. Die Arbeit in der Landwirtschaft entspricht, je länger je mehr, der Arbeit in der Industrie. Sie ist bekannt als gefährlich, die Nachtarbeit ist nicht geregelt usw. Die Angestellten benötigen deshalb einen genügenden gesetzlichen Schutz. Es ist unverständlich, dass sich die Gesetzgebung über die Arbeit nicht auch auf die Landarbeiterinnen und Landarbeiter bezieht.

Wir möchten es nicht unterlassen noch zu erwähnen, dass das Fehlen zweier hier erwähnter gesetzlicher Elemente (NAV und AG) das Haupthindernis eines Beitritts der Schweiz zu mehreren internationalen Abkommen zur Folge hat, wie z.B. das Abkommen C 184 der IAO (Juni2001)
 über die Gesundheit und die Sicherheit in der Landwirtschaft.

3. Verbindung der Direktzahlung an den Respekt der sozialen Bedingungen 

Die Auszahlung der Direktzahlungen muss an die Einhaltung der oben genannten Gesetze verknüpft werden, dies bei ihrem Inkrafttreten.
4. Familienzulagen

Wir haben mit Genugtuung feststellen dürfen, dass im dritten Teil des Kapitels 4.1.2, AP 2011 vorgesehen ist, die Familienzulagen auf  200.- zu erhöhen (250.- für Kinder in der Ausbildung und 220.- im Berggebiet). Das sowohl für die unabhängigen Landwirte als auch für ihre Angestellten. Diese Anpassung ist gerechtfertigt und auch zutreffend, wenn auch noch ungenügend.

5.  Haushaltszulagen

Wir bedauern hingegen, dass die Haushaltszulage für landwirtschaftliche Angestellte (100.-) nicht erhöhnt werden soll. Diesbezüglich ist festzustellen, dass diese Zulage seit ihrer Einführung am 1. April 1974
 (vor also über 30 Jahren!), weder erhöht noch der Teuerung angepasst worden ist. Eine Erhöhung  auf 200.-, ja sogar besser auf 300.-, erscheint uns notwendig. Wir dürfen nicht vergessen, dass die Haushaltszulage eine wichtige Stütze vieler Ehepaare landwirtschaftlicher Angestellter ist, deren Löhne extrem tief sind.

Wir möchten hier den positiven und föderalistischen Aspekt der Familien- und Haushaltszulagen hervorheben. Im Rahmen dieser Zulagen wird somit allgemein anerkannt, dass es keinen Unterschied zwischen den verschiedenen Kantonen gibt und somit kein Grund besteht diese Zulagen kantonal zu differenzieren.

Schlussfolgerungen
Die Plattform für eine sozial nachhaltige Landwirtschaft, lehnt AP 2011 in seiner jetzigen Form ab. Die AP 2011 muss neu, im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung (ökonomisch, sozial und ökologisch) ausgearbeitet werden.
Die Plattform, was die Sozialmassnahmen der AP 2011 betrifft,
Beantragt, dass die ProduzentInnen, seien sie unabhängige Landwirte, Teilnehmer an Gemeinschaften oder Angestellte, in der Lage sein müssen, ein annehmbares Einkommen aus der Frucht ihrer Arbeit zu erhalten um gleichzeitig den KonsumentInnen Qualitätsprodukte anbieten zu können.

Beantragt, dass die AP 2011 soziale Minimalbedingungen auf Gesetzesebene für die Arbeitsbedingungen in der Produktion der importierten Produkte ansetzt, damit die heute gravierende Probleme einer unfairen Konkurrenz vermindert werden können.

Beantragt die Einführung eines allgemeinverbindlichen, nationalen Normalarbeitsvertrages im Bereich der Landwirtschaft in der AP 2011. 
Beantragt die Unterstellung der Landwirtschaft/Pflanzenbau im Arbeitsgesetz.

Beantragt, dass die Auszahlung der Direktzahlungen an die Einhaltung der sozialen Gesetze geknüpft wird.
Beantragt, dass die landwirtschaftlichen Arbeitsnehmer explizit als unumgängliche Mitspieler und Sozialpartner der Schweizer Landwirtschaft im Bundesgesetz für Landwirtschaft genannt werden, so wie es schon der Fall ist in der Genfer Gesetzgebung über die Landwirtschaft.
 
Beantragt, dass die Sozialmassnahmen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer breit ausgedehnt und den in den meisten Branchen üblichen Massnahmen angepasst werden. 
Beantragt die Erhöhung der Haushaltszulage auf 200.-, besser auf 300.-. Die heute gültige Zulage beträgt 100.- und zwar seit dem 1. April 1974!

Die Plattform für eine sozial nachhaltige Landwirtschaft         Gland, den 9. Dezember 2005

Anhang I : (Fussnoten)

· Arbeitsgesetz vom 2. August 2000, Artikel 2, Absatz 1d und 3 (Auszug)

· C 184 OIT 2001, Bericht des Bundesrates vom 20.10.2003 No 03.069 (Umschlag)

· Bundesgesetz für Familienzulagen in der Landwirtschaft vom 20.Juni 1952, Kapitel I. Artikel 2, Absatz 2 (die Haushaltzulage beträgt 100 Franken pro Monat, in Kraft seit dem 1. April 1974) (Auszug)

· Loi sur la promotion de l’agriculture genevoise, in Kraft seit dem 1. Januar 2005, Kapitel I, Artikel 2c und IV, Artikel 21 (Auszug)

Anhang II :

· Manifest für eine sozial nachhaltige Landwirtschaft

· Landwirtschaftliches Einkommen 2004
· Studie des Bundesamtes für Statistik  über die Löhne 2004. Diese stellt fest, dass der mediane Bruttolohn der schweizerischen Bevölkerung 5’548.- beträgt, während die nicht-qualifizierte, land- und gartenwirtschaftliche Arbeitskraft im Mittel nur 3’394.- (Männer 3’396.-, Frauen 2’732.-) erhält. Das bedeutet, dass die Hälfte der ArbeitsnehmerInnen unter diesem Mittel liegt und so schwierige Aussichten am Monatsende hat! Ausserdem berücksichtigt die Studie die Arbeitsdauer nicht, welche diesem Lohn entspricht. Wie bekannt ist, überschreitet diese mehrheitlich 50 Stunden pro Woche, je nach kantonalem Normalarbeitsvertrag (49 bis 66 Stunden !)

· Das Magazin “L’Hebdo” stellt fest, dass der Lohn pro Monat eines “Anfängers” in der Landwirtschaft 2’621.- beträgt (31’460.-:12), d.h. weniger als die Hälfte des Mittellohns der Schweiz!

· In seiner Untersuchung über “ Bruttolöhne in der Lanwirtschaft der Schweiz, Basis 2004”, stellt der Schweizerische Bauernverband einen mittleren Bruttolohn eines Saisonarbeiters im ersten Jahr von brutto CHF 3’000.- fest. Die interquartile Abweichung bewegt sich in einer Spanne von 2’675.- und 3’315.-.  Ein Viertel der erfassten Löhne dieser Kategorie liegt somit unter CHF 2’675.- !

· Arbeitsbedingungen (Lohn, Arbeitszeit usw.) gemäss Kantone

· Richtlinien des SBV und der ABLA für die Löhne der Angestellten in der Landwirschaft im Jahr 2005

· Entwurf UNIA für einen nationalen Normalarbeitsvertrag für landwirtschaftliche ArbeitnehmerInnen
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� Arbeitsgesetz vom 2. August 2000, Artikel 2, Absatz 1d und 3  


� C 184 OIT 2001, Bericht des Bundesrats vom 29.10.2003, Nr 03.069





� Gemäss eidgenössischem Gesetz über Familienzulagen in der Landwirtschaft vom 20. Juni 1952, Kapitel 1, Artikel 2, Absatz 2, beträgt die Haushaltzulage CHF 100.- pro Monat, in Kraft ab 1. April 1974.


� Loi sur la promotion de l’agriculture genevoise, in Kraft seit dem 1. Januar 2005


� Ibidem, Kapitel I, Abs.1, Abs. 2c und IV, Art. 21








